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Offener Brief an den National- und Ständerat
der Fachgruppen Psychiatrie und Psychotherapie für Erwachsene sowie für Kinder- und Jugendpsychiatrie und
-psychotherapie Basel-Stadt (nachfolgend Fachärztinnen und Fachärzte in Psychiatrie-Psychotherapie genannt) [1]

Der Vorstand: Dr. Thomas Weber (Präsident), Dr. Monique Hager, Dr. Martin Hatzinger, Dr. Maximiliane Hechenbichler,
Dr. Irene Hug, Prof. Dr. Kai von Klitzing, Dr. Benjamin Pia

Zusammenfassung

Die Sorge um die Folgen einer allfälligen Aufhe-
bung der Vertragsverpflichtung hat die Fach-
gruppen Psychiatrie und Psychotherapie für Er-
wachsene sowie für Kinder- und Jugendpsychia-
trie und -psychotherapie Basel-Stadt zu diesem
Brief veranlasst. Beide Fachgruppen gehören der
Medizinischen Gesellschaft Basel an, der basel-
städtischen Basisorganisation der FMH.

Selbst die teilweise Aufhebung der Vertrags-
verpflichtung stellt eine den Bedürfnissen der
psychisch erkrankten Bevölkerung diametral zu-
widerlaufende Massnahme dar, welche weder
der wichtigen sozialen Bedeutung der Vertrags-
verpflichtung noch den zu erwartenden Ver-
sorgungsengpässen Rechnung trägt. Durch die
Aufhebung der Vertragsverpflichtung werden
namentlich das psychische und psychosomati-
sche [2] Elend wie auch die dadurch bewirkten
volkswirtschaftlichen Kosten erheblich zuneh-
men, nicht zuletzt deshalb, weil auf die Zu-
nahme des wirtschaftlichen Wettbewerbs auch
eine Reduktion des qualitativen Wettbewerbs
folgen wird. Zudem besagt ein wesentliches aber
kaum beachtetes Marktgesetz, dass mehr Wett-
bewerb auch Mengenausweitung bedeutet –
denn Wettbewerb soll ja in der Regel zu Wachs-
tum führen!

Statt der Aufhebung der Vertragsverpflich-
tung sind im Mental-Health-Bereich vielmehr
kluge politische Entscheidungen nötig:

Prioritär sollten die nötigen Versorgungs-
strukturen gefördert werden. Nötig sind zudem
Anreize zur vermehrten Kooperation: zwischen
Fachärztinnen und Fachärzten in Psychiatrie-
Psychotherapie auf der einen Seite und weiteren
in der Mental-Health-Versorgung aktiven Berufs-
gruppen auf der anderen. Besonders Hausärzte
und nichtärztliche Psychotherapeuten [3] soll-
ten zur Förderung der Qualität in der Mental-
Health-Versorgung vermehrt am Know-how der
Ärztinnen und Ärzten des Fachbereichs Psych-
iatrie und Psychotherapie beteiligt werden.

Ausgangslage

Man scheint davon auszugehen, dass sämtliche
Patientinnen und Patienten, besonders psy-
chisch Kranke, auch nach Aufhebung der Ver-
tragsverpflichtung ohne weiteres eine Ärztin
oder einen Arzt finden werden. Genau diese For-
derung – dass sämtliche Patientinnen und Pa-
tienten unabhängig von ihrer sozioökonomi-
schen und gesundheitlichen Situation angemes-
sene Behandlung erhalten sollten – war histo-
risch der Grund für die Einführung der Vertrags-
verpflichtung [4]. Wer meint, dieser Forderung
habe im Mental-Health-Bereich zu irgendeiner
Zeit befriedigend entsprochen werden können,
erliegt einer Illusion; erst recht wird dies aber
nach Aufhebung der Vertragsverpflichtung der
Fall sein.

Die soziale Bedeutung
der Vertragsverpflichtung

Die wichtige soziale Bedeutung der Vertrags-
verpflichtung scheint die gegenwärtige Politik
umzudeuten oder gar zu verkennen. Dies erfüllt
uns Fachärztinnen und Fachärzte in Psychiatrie-
Psychotherapie mit besonderer Sorge. Denn
psychisch Kranke gehören in der Mehrzahl zu
den weniger privilegierten Bevölkerungsgrup-
pen, weshalb sie von der Aufhebung der Ver-
tragsverpflichtung bzw. von den in der ambu-
lanten und stationären Versorgung zu erwarten-
den Versorgungsengpässen besonders betroffen
sein werden.

Nach Aufhebung der Vertrags-
verpflichtung: Psychisches Elend
und volkswirtschaftliche Kosten
nehmen zu

Mit Nachdruck weisen wir auf das grosse psychi-
sche Leid hin, welches unbehandelte psychische
Erkrankungen verursachen. Ebenso weisen wir
auf zunehmend bekannte Informationen über
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beträchtliche volkswirtschaftliche Kosten hin,
welche durch die Aufhebung der Vertragsver-
pflichtung und die dadurch zu erwartende
psychiatrisch-psychotherapeutische Unterver-
sorgung hervorgerufen würden, durch angemes-
sene Behandlung jedoch verhindert werden
könnten [5–8].

Psychische Erkrankungen der berufstätigen
Bevölkerung beeinflussen die Volkswirtschaft
bereits heute negativ: WHO und ILO beziffern
die unternehmerischen Kosten allein von De-
pressionen am Arbeitsplatz für Nordamerika und
Europa auf 120 Milliarden Dollar pro Jahr [9,10].
Zwei Drittel entfallen auf Produktivitätseinbus-
sen, der Rest vorwiegend auf krankheitsbedingte
Arbeitsabwesenheit. In der Schweiz treten jähr-
lich bis zu 100 000 neue Depressionserkrankun-
gen auf, und weit über 1000 Depressive sterben
durch Suizid – mehr als doppelt so viele wie bei
Verkehrsunfällen!

sas-Statistik: zur Wirtschaftlichkeits-
prüfung Untauglich

Von der Politik wurde im Falle einer Aufhebung
der Vertragsverpflichtung bereits gefordert, die
von der sas [11] erhobene Statistik («Index Arzt-
kosten», Durchschnitt = 100) anzuwenden, um
Ärztinnen und Ärzte mit einem «Index Arzt-
kosten» über 130 von Verträgen mit Kranken-
versicherern ausschliessen zu können [12].

Indessen dürfen Fachärztinnen und Fach-
ärzte in Psychiatrie-Psychotherapie in der Re-
gion Basel schon heute pro Patient nur gerade
12 Stunden pro Jahr aufwenden, ansonsten der
«Index Arztkosten» über 100 steigt, was Rück-
zahlungsforderungen der sas zur Folge haben
kann. Mit andern Worten: bei über 12 Stunden
Behandlungszeit pro Jahr wird derzeit im Fach
Psychiatrie und Psychotherapie jede Therapie
zur potentiellen existentiellen Bedrohung, erst
recht in jenen häufigen Fällen, die eine kom-
plexe Psychopharmakotherapie benötigen.

Was also de jure eine Wirtschaftlichkeits-
kontrolle nach Art. 56 KVG sein will, führt de
facto zu kurzsichtigem Ressourcenverschleiss,
denn im Fach Psychiatrie und Psychotherapie
werden die allermeisten Patienten mit nur
12 Therapiestunden pro Jahr ungeheilt bleiben.
Die Folge: Kranken-, Unfall-, Taggeld-, Haft-
pflicht- und Invalidenversicherungen werden
langfristig ein Vielfaches dessen aufwenden, was

zweckmässige und wirksame psychiatrisch-psy-
chotherapeutische Fachbehandlungen kosten
würden.

Verknappung der Mental-Health-
Versorgung durch Aufhebung der
Vertragsverpflichtung

Diese wenigen ökonomischen und epidemiologi-
schen Zahlen machen klar, dass nach Aufhebung
der Vertragsverpflichtung und angesichts der
Zahl von derzeit nur 2000 in der Schweiz prakti-
zierenden Fachärztinnen und -ärzten in Psych-
iatrie-Psychotherapie weder alle depressiven,
geschweige denn sämtliche weiteren psychisch
Erkrankten angemessen behandelt werden
könnten. Unermessliches Leid und untragbare
ökonomische Einbussen wären die Folge.

Die Aufhebung der Vertragsverpflichtung
wird im Mental-Health-Bereich zu Verknappung
der Versorgung und volkswirtschaftlich zur Zu-
nahme der Kosten führen. In den kommenden
Jahren wird zudem nicht nur ein zunehmender
Mangel an Ärztinnen und Ärzten, sondern be-
sonders auch ein Mangel an psychiatrisch-psy-
chotherapeutisch spezialisierten Fachärztinnen
und Fachärzten zu erwarten sein – immer weni-
ger Studienabgänger spezialisieren sich im Fach
Psychiatrie und Psychotherapie.

Kluge politische Entscheide gefragt

Durch die Aufhebung der Vertragsverpflichtung
würde daher eine den Bedürfnissen der psychisch
leidenden Bevölkerung diametral entgegenge-
setzte Massnahme realisiert; Hausärztinnen und
Hausärzte würden vor praktisch unlösbare
Schwierigkeiten gestellt, wollten sie in Zukunft
psychisch Kranke in psychiatrisch-psychothera-
peutische Fachbehandlung überweisen.

In der heutigen ökonomischen Drucksitua-
tion sind kluge politische Kommissionsarbeit und
Entscheide nötig, um die mittelfristig notwen-
digen spezifischen Mental-Health-Versorgungs-
strukturen zu fördern. Das Projekt «Nationale
Gesundheitspolitik» [13] von Bund und Kanto-
nen bildet eine löbliche Ausnahme politischer
Arbeit: Mental Health wird dort als ein der prio-
ritär zu behandelnder Bereich des Gesundheits-
wesens bezeichnet, was aus psychiatrisch-
psychotherapeutischer Sicht richtig ist.
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Zusammenarbeit zur Förderung
von Qualität in der Mental-Health-
Versorgung

Aufgrund ihrer besonderen Qualifikationen im
Bereich Mental-Health-Versorgung sollten für
Ärztinnen und Ärzte des Fachbereichs Psychia-
trie und Psychotherapie Anreize geschaffen wer-
den, mit Hausärzten wie mit nichtärztlichen Psy-
chotherapeuten vermehrt zusammenzuarbei-
ten. Die Qualität der Mental-Health-Versorgung
liessen sich dadurch fördern, dass Hausärzte und
nichtärztliche Psychotherapeuten vermehrt am

Know-how der Ärztinnen und Ärzte des Fachbe-
reichs Psychiatrie und Psychotherapie beteiligt
würden: die Hausärzte, die zwar psychopharma-
kologische Kompetenzen besitzen, aber meist
keine psychiatrisch-psychotherapeutische Aus-
bildung, und die nichtärztlichen Psychothera-
peuten, weil ihnen meist medizinisches und
psychopharmakologisches Wissen wie auch die
entsprechenden Erfahrungen fehlen.

Durch kluge Politik kann die Bereitschaft
zur notwendigen Zusammenarbeit aller Akteure
in der Mental-Health-Versorgung gefördert wer-
den.
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Der Druck auf die Fachleute im Mental-Health-Bereich steigt – immer mehr Patienten benötigen
Behandlung. Gleichzeitig wächst der Druck durch Politik und Versicherungen auf die Fach-
gebiete der Psychiatrie und Psychotherapie. Dies in einer Zeit, wo sogar die Medien anlässlich
des Irak-Krieges wahrgenommen haben, dass die psychischen Traumata zwar weniger auffällig,
aber weder weniger häufig noch weniger schwer sind als die körperlichen Verletzungen. Diese
im Krieg vielleicht auffälligere Tatsache trifft auch auf das Leben im Frieden zu. Es ist zu hoffen,
dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Ernst der Lage erkennen.

Heiner Lachenmeier


